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A. Bericht des Abgeordneten Teriete: 

Die Viehzählung gehört seit Jahrzehnten zu den 
wichtigsten statistischen Erhebungen auf dem Ge- 
biete der Ernährung und Landwirtschaft. Sie wird 
auf Grund des Gesetzes über Viehzählungen aus dem 
Jahre 1938, das 1951 in seinen Bestimmungen über 
Auskunftspflicht und Strafen geändert worden ist, 
durchgeführt. Um das Gesetz dem Grundgesetz 
anzupassen und einige sachliche Änderungen an- 
zubringen, beschlossen die gesetzgebenden Körper- 
schaften 1953 auf Vorlage der Bundesregierung ein 
weiteres — zweites — Änderungsgesetz, dem die 
Bundesregierung jedoch wegen der Kostenregelung 
die Zustimmung nach Art. 113 GG versagte. Das 
Gesetz wurde daher nicht verkündet. 

Die Bundesregierung hat nun erneut ein Gesetz 
vorgelegt, das sich nicht mehr auf Änderungen der 
bisherigen Rechtsgrundlage beschränkt, sondern das 
Rechtsgebiet neu regelt. Dies ist erforderlich, weil 
inzwischen mit dem Gesetz über die Statistik für 
Bundeszwecke allgemeine Vorschriften über die 
Vorbereitung und Durchführung von Bundesstatisti- 
ken sowie über die Kostentragung, die Auskunfts- 
pflicht, die Geheimhaltung und die Ahndung von Ge- 
setzesverstößen ergangen sind. Das neue Viehzäh- 
lungsgesetz soll daher auf die sachliche Regelung 
der Viehzählung selbst beschränkt werden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich in seinen Sitzungen vom 21., 
22. März und 11. April 1956 mit der Vorlage der 
Bundesregierung befaßt und diese — ebenso wie der 
Bundesrat — im wesentlichen gebilligt. Er hat sich 
dabei — der Bundesregierung folgend — den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates nur in einem 
Punkt anschließen können. » 

So hält es der Ausschuß mit großer Mehrheit für 
notwendig, Ergebnisse zu erzielen, die eine Ab- 
grenzung der landwirtschaftlichen von der gewerb- 


lichen Viehhaltung ermöglichen. Er geht dabei über 
die Regierungsvorlage hinaus und ist der Auf- 
fassung, daß das Verhältnis der Viehhaltung zur 
landwirtschaftlichen Nutzfläche nicht nur bei 
Schweinen und Hühnern (§ 2 Abs. 2 des Entwurfs), 
sondern bei allen der Viehzählung unterliegenden 
Tierarten festgestellt werden sollte. Mehrkosten 
gegenüber der Regierungsvorlage sollen dadurch 
vermieden werden, daß die Frage nach der land- 
wirtschaftlichen Nutzfläche nur alle zwei Jahre — 
erstmals 1957 — gestellt wird. Dagegen lehnte der 
Ausschuß eine Anregung des Deutschen Gemeinde- 
tages ab, die Einzelangaben auch für die Fest- 
setzung des Wassergeldes freizugeben. Die Aus- 
nahmeregelung des § 6 muß nämlich auf ein Min- 
destmaß beschränkt werden, um möglichst keine 
Gründe für unwahre Angaben zu schaffen. 

Auch eine weitere Anregung des Deutschen Ge- 
meindetages, eine dem § 7 a (Artikel 1 Nr. 11) 
des 1953 beschlossenen Änderungsgesetzes ent- 
sprechende Kostenvorschrift zu schaffen, wurde 
abgelehnt, da der Grundsatz der Kostentragung 
bei Bundesstatistiken jetzt durch § 4 des Vierten 
Überleitungsgesetzes vom 27. April 1955 (BGBl. I 
S. 183) eindeutig bestimmt ist. Danach trägt der 
Bund l3ei Bundesstatistiken die Kosten, die bei den 
Bundesbehörden entstehen. Die übrigen Kosten 
tragen die Länder. Es besteht kein Anlaß, von 
dieser grundsätzlichen Verteilung der Finanzver- 
anlwortung abzuweichen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten darf ich bitten, den Gesetz- 
entwurf in der vom Ausschuß beschlossenen Fas- 
sung anzunehmen. 


Bonn, den 16. April 1956 


Teriete 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 
den Gesetzentwurf — Drucksache 2102 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. April 1956 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Kriedemann Teriete 

in Vertretung des Berichterstatter 

Vorsitzenden 


Druck; Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
.^1-1 TTan« TTeeer. Bad Godesberg, 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Viehzählungsgesetzes 
- Drucksache 2102 - 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
(26. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Viehzählungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ f 

(1) Am 3. Dezember jedes Jahres ist eine 
allgemeine Viehzählung, am 3. der Monate 
März, Juni und September sind Viehzwi- 
schenzählungen. Fällt der Tag auf einen 
Sonnabend, so wird die Zählung am vorauf- 
gehenden Werktag, fällt er auf einen Sonn- 
oder Feiertag, so wird sie am folgenden 
Werktag durchgeführt. 

(2) Die allgemeine Viehzählung erfaßt die 
Bestände an Rindvieh, Pferden, Schweinen, 
Schafen, Ziegen, Federvieh und Bienenvöl- 
kern und das Verhältnis der Schweine- und 
Hühnerbestände zur landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. 

(3) Bei den Zwischenzählungen werden die 
Bestände an Schweinen, bei der Zwischen- 
zählung im Juni außerdem die Bestände an 
Rindvieh and Schafen erfaßt. Die Zwischen- 
zählungen im März und September werden 
repräsentativ durchgeführt, die Zwischen- 
zählung im Juni kann repräsentativ erfolgen. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


Entwurf eines Viehzählungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
besdilossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) Die allgemeine Viehzählung erfaßt die 
Bestände an Rindvieh, Pferden, Schweinen, 
Schafen, Ziegen, Federvieh und Bienen- 
völkern und alle zwei Jahre, zuerst 1957, 
ihr Verhältnis zur landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche. 

(3) Bei den Zwischenzählungen werden die 
Bestände an Schweinen, bei der Zwischen- 
zählung im Juni außerdem die Bestände an 
Rindvieh erfaßt. Die Zwischenzählungen Im 
März und September werden repräsentativ 
durchgeführt, die Zwischenzählung im Juni 
kann repräsentativ erfolgen. 
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Entwurf 

(4) In den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg sowie in kreisfreien Städten und in 
Städten über 50 000 Einwohner findet die 
allgemeine Viehzählung nur alle zwei Jahre, 
zuerst 1957, statt, Zwischenzählungen fallen 
weg. 

§ 2 

Die Ergebnisse der Zählungen im Juni und 
Dezember werden alle zwei Jahre, zuerst 
1956, in den Ländern Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig- 
Holstein repräsentativ nachgeprüft. Die 
Nachprüfungen erstrecken sich auf die Be- 
stände und Bestandsveränderungen an Rind- 
vieh und Schweinen. Wenn die Zählung im 
Juni nicht repräsentativ durchgeführt wor- 
den ist, werden die Ergebnisse der Zählung 
im September nadigeprüft; diese Nachprü- 
fung erstreckt sich auf die Bestände und Be- 
standsveränderungen an Schweinen. 

§ 3 

Bei den Zählungen und Nachprüfungen 
werden die Bestände aller oder einzelner 
Tierarten nach Alter, Geschlecht und Nut- 
zungszweck aufgegliedert. 

§ 4 

(1) Die Zählungen und Nachprüfungen 
erfassen die Bestände, die sich am Erhebungs- 
tag im unmittelbaren Besitz des Viehhalters 
befinden, ohne Rücksicht auf das Eigentum 
oder die sonstigen Rechtsgründe des Besitz- 
verhältnisses. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Viehhalter 
und ihre mit der Viehhaltung befaßten Fa- 
milienmitglieder und Betriebsangehörigen. 


§ 5 

(1) Den Zählern ist das Betreten von 
Grundstücken, Ställen und ähnlichen Räu- 
men, in denen Vieh gehalten wird oder ge- 
halten werden kann, zu gestatten. 

(2) Anordnungen der Veterinärbehörden, 
die den Personenverkehr beschränken, gel- 
ten auch für die Zähler. Die Auskunftspflich- 
tigen haben die Zähler auf bestehende An- 
ordnungen hinzuweisen. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 
(4) unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) Auskunftspflichtig ist der Viehhalter; 
ist er verhindert, so sind seine mit der Vieh- 
haltung befaßten Familienmitglieder und Be- 
triebsangehörigen auskunftspflichtig. 

§ 5 

unverändert 
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(3) Den Zählern stehen die mit der Prü- 
fung der Ergebnisse beauftragten Personen 
gleich. 

§ 6 

Die Einzelangaben der Viehhalter und die 
Feststellungen bei der allgemeinen Viehzäh- 
lung dürfen für behördliche Maßnahmen zur 
Durchführung des Tierzuchtgesetzes und des 
Viehseuchengesetzes, für die Berechnung der 
Beiträge zu den Öffentlichen Viehseuchen- 
entschädigungskassen und für die Berechnung 
der öffentlichen Dasselbekämpfungsgebühren 
durch die zuständigen Behörden oder die von 
ihnen beauftragten Stellen verwendet 
werden. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 


§ 6 

Die Einzelangaben der Viehhalter und die 
Feststellungen bei der allgemeinen Viehzäh- 
lung und bei der Zwischenzählung im Juni 
dürfen für behördliche Maßnahmen zur 
Durchführung des Tierzuchtgesetzes und des 
Viehseuchengesetzes, für die Berechnung der 
Beiträge zu den öffentlichen Viehseuchen- 
entschädigungskassen und für die Berechnung 
der öffentlldien Dasselbekämpfungsgebühren 
durch die zuständigen Behörden oder die von 
ihnen beauftragten Stellen verwendet 
werden. 


§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer sich den 
Vorschriften des § 5 Abs. 1 zuwider weigert, 
den Zählern oder Prüfern das Betreten der 
Ställe oder anderer örtlidikeiten zu ge- 
statten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

S 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bunutf.sgesetzbi. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Gesetz über Viehzählungen vom 31. Okto- 
ber 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1532) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über Viehzählungen 
vom 2. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 

5. 481) außer Kraft. 


S 7 


unverändert 


§ 8 


unverändert 


§ 9 


unverändert 
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